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Präambel
Das Grundgesetz garantiert
als höchstes Rechtsgut das
Recht auf Leben und körper-
liche Unversehrtheit (Grund-
gesetz Art 2 (2)).ln Ausübung
seines Berufes ist der Arzt für
seinen Patienten Sachwalter
dieses Rechtsgutes, das höher-
wertiger ist als andere Gesetz-
gebung wie z.B. die Sozial-
gesetzgebung.
Darüber hinaus garantiert $2
SGB V jedem gesetzlich Versi-
cherten Arzneimittel, die dem
Erfordernis der Wirksamkeit
und Qualität entsprechen und
den medizinischen Fortschritt
berücksichtigen. Der An-
spruch umfasst die Versor-
gung nach den Regeln der
ärztlichen Kunst auf der
Grundlage des allgemein aner-
kannten Standes der medizini-
schen Erkenntnisse. Diese
muss ausreichend. zweckmä-
ßig und wirtschaftlich sein.

Durch im Rahmen des SGB V
veranlasste gesetzgeberische
Maßnahmen und Vereinba-
rungen wie dem Rahmenvertrag
über die Arzneimittelversorgung
nach $129 Abs 2 SGB V in der
Fassung vom 17. Januar 2008
zwischen Spitzenverbänden der
Krankenkassen und dem Deut-
schen Apothekerverband e.V.
wie auch durch das Arzneimit-
telversorgungswirtschaftlich-
keitsgesetz (AVWG) sowie das
GKV-Wettbewerbsstärkungs ge-
setz wird dieses höchste Rechts-
gut in eklatanter Weise verletzt.
Jeder Austausch von Betäu-
bungsmitteln innerhalb einer
Substanz oder unterschiedlicher
Substanzen untereinander erzetJgt
für den Patienten neue vom Arzt
zu begleitende Risiken, die in
ihren Anforderungen einer Neu-
einstellung entsprechen. Diese
Haftung kann nicht auf den Apo-
theker übergehen, selbst wenn
der Apotheker ein dem Arzt nicht
bekanntes Produkt abgibt, z.B.

20 .03 .2008

Oua I itätsgesi cherte 0pi oi dversorgung
von GKV-versicherten Schmerzpatienten

\( Deutsche Gesellschaft für Schmerztherapie e.V.
{ D  G e r m a n  P a i n  A s s o c i a t i o n  S o c i 6 t 6  A l l e m a n d e  d e  l a  D o u l e u r

im Rahmen von ökonomischen
Einsparpfl ichten. Die Haftung
verbleibt beim Arzt.
Selbst bei gleicher Substanz und
Substanzmenge unterschied-
licher Präparate bestehen für
den Patienten spürbare Unter-
schiede hinsichtlich Kinetik und
Bioverfügbarkeit.
Die klinische Relevanz dieser
Unterschiede wird durch die welt-
weit erste und einzige Untersu-
chung zurAuswirkung von Um-
stellungen von WHO-Stufe-Itr-
Opioiden an über 424 Patienten
eindrucksvoll belegt []. In dieser
Studie war fir 85Vo der Patienten
die Umstellung mit einer signifi-
kanten Schmeruztnahrne und gra-
vierenden Beeinträchtigung der
Irbensqualität verbunden.
Im Gegensatz dazu ist die im-
mer wieder aufgestellte Behaup-
tung, eine Umstellung auf wirk-
stoffgleiche Medikamente sei
problemlos. in keiner einzigen
Untersuchung belegt.
Basierend auf den vorstehenden
Fakten sowie den klinischen Er-
fahrungen der unterzeichnenden
Experten stellen wir die folgen-
den Forderungen:
r Opioide der WHO-Stufe III

(zur Therapie starker Schmer-
zen) dürfen nicht aus ökono-
mischen Gründen einer Aus-
tauschpflicht entsprechend des
Rahmenvertrages zwischen
den Spitzenverbänden der
Krankenkassen und dem
Deutschen Apothekerverband
e.V. nach $129 Absatz 2 SGB
V unterliegen.

r Eine Verpflichtung zur Um-
stellung von Stufe-III-Opio-
iden auf Morphin ausschließ-
lich aus ökonomischen Grün-
den ist unter wissenschaft-
lichen und ethischen
Gesichtspunkten nicht vertret-
bar. Opioide unterscheiden
sich wesentlich voneinander
hinsichtlich:

- unterschiedlicher Rezeptor-
spezifität,

- unterschiedlichem Meta-
bolismus abhängig von
Leber- und Nierenfunktion
der Patienten,

- der Relevanz aktiver
Metaboliten (Morphin),

- genetisch determinierter
Opioidrezeptorenausstat-
tung,

- genetisch determinierter
Polymorphismen der
Metabolisierung

- immunsuppressiver
Wirkungen (ausschließlich
Morphin).

Auf der Grundlage dieser wis-
senschaftlichen Fakten sowie
der konsentierten Expertenmei-
nung lehnen die Unterzeichner
den Zw ang zum ausschließlich
ökonomisch begründeten Aus-
tausch innerhalb einer Substanz
wie auch von anderen WHO-
Stufe-Ill-Opioiden gegen Mor-
phin ab.

Der Expertenkonsensus wurde erarbeitet
und verabschiedet am Deutschen
Schmerz- und Palliativtag 2008 in Frank-
furt/Main am 5. März 2008
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